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In der vergangenen Woche brachen erneut landesweit Proteste gegen Polizei-Rassismus in den USA
aus. Es geht erneut gegen das diskriminierende Unrechtsjustizsystem der Vereinigten Staaten,
nachdem bekannt wurde, dass eine Grand Jury es abgelehnt hatte, drei Zivilpolizisten wegen der
Erschießung und Tötung von Breonna Taylor, einer zum Zeitpunkt des Mordes
sechsundzwanzigjährigen afroamerikanischen Notfallsanitäterin, in ihrem eigenen Haus anzuklagen.

Nachdem die Beamten in den frühen Morgenstunden des 13. März 2020 ohne Vorwarnung in ihre
Wohnung in Louisville, Kentucky, eingedrungen waren, feuerten sie mehr als zwanzig Schüsse ab,
von denen sieben Breonna Taylor trafen und von denen einer sie tödlich verletzte. Nur einer der
Polizeioffiziere wurde wegen „mutwilliger Gefährdung ersten Grades“ angeklagt, weil er
rücksichtslos Schüsse in das Apartment abgegeben hatte, die in benachbarte Wohnungen
eingedrungen waren. Selbst diese Anklage wurde erst vier Monate nach der Tötung erhoben,
schlicht und einfach nur als Tarnung, um eine Anklage wegen Mordes gegen die Beamten zu
vermeiden.

Taylor lag mit ihrem Freund Kenneth Walker im Bett, als die Polizei ohne Vorwarnung die Tür zu
ihrer Wohnung aufbrach. Walker eröffnete mit seiner rechtmäßig gehaltenen Schusswaffe das Feuer
auf die Eindringlinge und verwundete einen der AngreiferInnen leicht. Walker, der selbst im
Kugelhagel verwundet wurde, wurde sofort angeklagt und befindet sich seit dem Vorfall in Haft. Den
Polizeibeamten wurden lediglich neue Aufgaben zugewiesen. In einem ekelerregenden Versuch, das
Opfer zu beschmutzen, versuchte die Polizei erfolglos, Breonna mit dem Drogengebrauch eines
ehemaligen Freundes in Verbindung zu bringen. In der Wohnung wurden keine Drogen gefunden.

Mord und Repression

Wieder einmal haben wir ein unverschämtes Beispiel für die völlige Straffreiheit von PolizistInnen,
wenn es darum geht, Schwarze „in Ausübung ihrer Pflicht“ zu töten. Es hat den Anschein, dass
kaum eine Polizeitötung aufgenommen worden ist, da findet schon eine andere statt. Kein Wunder,
dass sie sich wie eine Besatzungsarmee verhalten, einer der Beteiligten hatte seinen KollegInnen
sogar getwittert, dass sie „Krieger“ seien. Viele KommentatorInnen haben darauf hingewiesen, dass
sich diese „KriegerInnenmentalität“ seitdem Irakkrieg noch weiter verbreitet hat. Seitdem haben
viele Polizeidienststellen schwer gepanzerte Fahrzeuge und andere militärische Kriegswaffen
gekauft.

Die mutwillige Ermordung von Breonna Taylor, gefolgt von der von George Floyd, die auf Video
festgehalten wurde, löste eine Welle von Demonstrationen aus, die sich weltweit ausbreitete.
Louisville selbst war seit der Ermordung von Breonna 119 Tage lang Zeugin von Protesten. In
zunehmendem Maße hat die Polizei Tränengas und Pfefferkugeln auf diese Menschenmengen
abgefeuert.

Am Tag der Weigerung der Grand Jury, Anklage zu erheben, liefen die BereitschaftspolizistInnen in
die Menge der friedlichen DemonstrantInnen hinein und provozierten schließlich das, was sie dann
als Aufruhr bezeichnen konnten. Über Nacht erlitten zwei PolizistInnen Schusswunden, und noch
vor dem Urteil rief der Gouverneur von Kentucky, Andy Beshear, ein Demokrat, in Louisville den
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Ausnahmezustand aus. Am Tag selbst mobilisierte er die Nationalgarde des Staates.

Donald Trump hat die Polizei wiederholt für die Gewalt gelobt, die sie gegen friedliche
DemonstrantInnen – die er als „InlandsterroristInnen“ bezeichnet hat – entfesselt hat. Er hat seine
rechtsextremen AnhängerInnen gegen DemonstrantInnen aufgehetzt, und in Denver, Colorado, fuhr
eine/r mit einem Auto durch eine Demonstration, die gegen die Entscheidung der Grand Jury
protestierte.

Die Polizei hat während der Proteste regelmäßig schwer bewaffnete rechte Milizengruppen auf den
Straßen patrouillieren lassen und sich sogar mit ihnen vergeschwistert. Als am 25. August in
Kenosha, Wisconsin, zwei unbewaffnete Demonstranten von einem solchen rechten Milizionär
getötet wurden, nahm Trump den Täter in Schutz und meinte, dass dieser sich nur verteidigt habe.
Dies ist eindeutig Teil seiner Strategie, die Wahl am 3. November in einer Atmosphäre hoher
sozialer Spannungen, einschließlich physischer Konflikte, abzuhalten, in der Hoffnung, dass seine
Kampagne für „Recht und Ordnung“ die kläglichen Misserfolge seiner Präsidentschaft vertuschen
wird.

Die Aktionen der DemokratInnen, selbst dort, wo sie im Amt sind, wie in Kentucky, zeigen, wie
wenig diese zweite Partei der KapitalistInnen als Schutz für Schwarze und People of Color, die
große Zahl von AntirassistInnen oder für die ArbeiterInnenklasse geeignet ist. Deshalb sollte man
sich nicht in dem Glauben zurückhalten, dass dies Biden zum Sieg verhelfen wird.

Ganz im Gegenteil! Es sollte kein Zurückschrecken bei den Demonstrationen oder bei den Kämpfen
der ArbeiterInnen für Arbeitsplätze und Gerechtigkeit in der Coronavirus-Krise geben! Keine
Zurückhaltung bei den Aufrufen, die KillerpolizistInnen aus den Gemeinden zu vertreiben, die
Polizeigewerkschaften aus den Gewerkschaftsverbänden herauszuschmeißen und ganz sicher keine
Zurückhaltung bei der Organisierung der Selbstverteidigung. Jedes Anzeichen einer Schwächung
des Massenwiderstandes wird nur Trumps ultrareaktionäre Bewegung und ihre faschistischen
Ränder ermutigen, ganz zu schweigen von den Polizeiabteilungen, von denen viele bereits mit ihnen
sympathisieren.

Trump hat praktisch damit gedroht, dass er das Urteil der WählerInnen nicht akzeptieren wird,
wenn die Wahl im November gegen ihn ausfallen wird. Er hat seine AnhängerInnen der weißen
RassistInnen dazu angestachelt, sich zu wehren, wenn er verliert. Das mag nur Trump-Geschrei sein,
aber wenn die Ergebnisse von RepublikanerInnen in von ihnen kontrollierten Bundesstaaten oder im
Obersten Gerichtshof angefochten oder behindert werden können, dann ist alles möglich. Die
sicherste, ja die einzige Möglichkeit, dieses Szenario zu verhindern, besteht darin, die
Massenbewegung zu stärken, damit sie direkt eingreifen kann, um ihm Einhalt zu gebieten bzw. ihn
aus dem Amt zu jagen, sollte er versuchen an diesem festzuhalten.


